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Schmerzensgeld für 
Strahlenopfer gefordert 

Der Anwalt von Strahlenopfern der 
Bundeswehr hat Schmerzensgeld in 
Millionenhöhe für die Soldaten verlangt. Auch 
ehemalige Soldaten der Nationalen 
Volksarmee wollen Zahlungen durchsetzen. 

ftd.de, Fr, 22.6.2001, 15:30

Die Bundeswehr habe Radartechniker in den 60er, 
70er und Anfang der 80er Jahre wissentlich 
"verheizt", sagte der Berliner Anwalt Reiner Geulen 
am Freitag. Sollte das Verteidigungsministerium 
die Rentenansprüche und 
Schmerzensgeldforderungen nicht schon in den 
nächsten Wochen anerkennen, werde gerichtlich 
vorgegangen. Möglich seien Musterklagen bis zum 
Bundesverfassungsgericht. 
Bundesverteidigungsminister Rudolf Scharping 
(SPD) hatte am Vortag großzügige und "streitfreie" 
Regelungen noch in diesem Jahr angekündigt. 

Die Strahlenbelastung der Betroffenen habe den 
höchstzulässigen Grenzwert für die Bevölkerung 
pro Jahr um das 5000 bis 20.000fache 
überschritten. Dokumente belegten, dass die 
Bundeswehr seit Ende der 50er Jahre über die 
Risiken informiert gewesen sei, dennoch die 
Radargeräte nicht mit den nötigen 
Schutzvorrichtungen ausgerüstet und ihre 
Mitarbeiter auch nicht gewarnt habe. 

Leukämie und Missbildungen 

Bei den mehr als 100 Mandanten, die der Anwalt 
vertrete, seien unter anderem Leukämie und 
Missbildungen der Kinder die Folge gewesen. Im 
Interesse der Kranken werde eine 
außergerichtliche, aber schnelle Einigung 
angestrebt. Bis zum 16. Juli solle Scharping 
mitteilen, ob er die Ansprüche anerkenne, zu deren 
Erstattung das Ministerium verpflichtet sei. Der 
Vertreter der Opfer, Roger Steinbauer, sagte, nach 
seinen Erfahrungen mit der Ministerialbürokratie 
sei er skeptisch. 

Geulen hat nach eigenen Angaben mit der 
Selbsthilfeorganisation der Opfer, dem Bund zur 
Unterstützung Radargeschädigter und dem 
Gesundheitsinternetportal medicine-worldwide 
genau ermittelt, an welchen Geräten die 
Betroffenen seit den 60er Jahren gearbeitet hatten 
und welcher Strahlenbelastung sie ausgesetzt 
waren. Die Überprüfungen gingen weit über den 
Bericht der von Scharping eingesetzten 
Untersuchungskommission hinaus die am Vortag
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Untersuchungskommission hinaus, die am Vortag 
Versäumnisse der Bundeswehr eingeräumt hatte, 
sagte Geulen. Er wirft der Kommission vor, das 
Verhalten der Bundeswehr zu verharmlosen, indem 
sie ihr damalige Unkenntnis zu Gute halte. 

Auch NVA Soldaten 

Auch ehemalige Soldaten der Nationalen 
Volksarmee (NVA) wollen Zahlungen durchsetzen. 
Der Bund zur Unterstützung Radargeschädigter 
spricht von vier Opfern, von denen drei gestorben 
seien. Der Deutsche Bundeswehr-Verband will 
mögliche Ansprüche prüfen. "Es müsste mit dem 
Teufel zugehen, wenn es im ehemaligen 
Warschauer Vertrag nicht auch gesundheitliche 
Schädigungen durch Radargeräte gab", sagte 
Verbandschef Bernhard Gertz. Eine Entschädigung 
sei aber schwieriger, da das 
Soldatenversorgungsgesetz hier nicht greife.
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